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Amtlicher Deil .
Älbervvacdung der IrinobUbnen.

* » In den Zeitungen erheben sich in letzter Zeit immer mehr
jStimmen, welche ein Borgehen der Regierung gegen die An¬
kündigung und Veranstaltung von anstößigen Lichtspielauf¬
führungen zum Schutze der Jugend dringend fordern . Dies gibt
«Gelegenheit, neuerdings darauf hinzuweisen , daß nach den
Anweisungen der Bezirksämter an die Kinounternehmer , die
gu folge einer allgemeinen Ermächtigung durch das Ministe¬
rium des Innern auf Grund des 8 63 des Polizeistrafgesetz¬
buchs erlassen werden, schulpflichtige Kinder, sowie Kinder im
schul , und fortbildungsschulpflichtigen Alter (bis zu 18 Jah¬
re ») nur zu eigens veranstalteten Kindervorstellungen zugelas-
fen , von anderen Vorstellungen auch in Begleitung ihrer Eltern
und Fürsorger ausgeschlossen sind. Solche Kindervorstellun¬
gen dürfen nur zu bestimmten Stunden , in der Regel nach,
tnittags zwischen 2 und 6 Uhr stattfinden und müssen in den
Ankündigungen als Schüler - und Kindervorstellungen ausdrück¬
lich bezeichnet werden. Während der Dauer dieser Vorstellun .
gen muß in dem Vorraum des Vorführungsraums oder an
besten Eingang die Aufschrift „Kinder- und Schülervorstellung "
angebracht werden. Auch sonst sind die Bezirksämter bersch-
tigt , auf Grund der erwähnten gesetzlichen Bestimmungen brs
gum Erlaß des in dem Entwurf der neuen Reichsverfaffung
vorgesehenen Reichsgesetzes über den Schutz der Jugendlichen
bei Lichtspielaufführungen und anderen ' öffentlichen Schau¬
stellungen Anordnungen zum Schutze der Jugendlichen zu tref¬
fen , denen die Besitzer der Kinobühnen Folge zu leisten Habens .

Der Stadt Brarlsrube itt das Nuslands -
mebl gesperrt.

** Wie bereits früher an dieser Stelle mitgeteilt wurde , hat
die Stadt Karlsruhe entgegen den ausdrück¬
lichen Anordnungen der Reichsgetreidestelle
und des Ministeriums des Innern den Ver¬
kauf des Auslandsmehles den Bäckern und
nicht , wie es verlangt wurde , besonderen Ver¬
teilungsstellen übertragen . Dcks Direktorium
der Reichsgetreide stelle hat nunmehr den Stabtrat
Karlsruhe um sofortige drahtliche Mitteilung ersucht, ob er
feine der Weisung der Reichsgetreidestelle widersprechende An¬
ordnung zurückzieht. Zugleich hat die Reichsgetreidestelle den
IStadtrat darauf hingewiesen, daß die rechtswidrige Handlung ,
Anordnungen zu erlassen, die den auf Grund des 8 67
Reichsgetreideordnung seitens der Reichsgetreidestelle getrof¬
fenen Bestimmungen widersprechen, unzulässig ist.

Sämtliche für die Stadt Karlsruhe fte -
immte Zuweisungen an Auslandsmehl wird
ie Reichsgetreidestelle deshalb zunächst a ri¬

tz alten .
In letzter Stunde ergeht an die Stadtgemeinde Karlsruhe

die Mahnung , im Interests der ungehinderten Versorgung
ihrer Einwohnerschaft die mehrfach erwähnte , rechtlich nicht
begründete Verfügung zurückzunehmen.

Lebensmittelversorgung der beimkeh¬
renden Kriegsgefangenen .

** Den jetzt heimkehrenden Kriegsgefangenen werden nach
Weisung des Neichsernährungs Ministeriums als Sander -
zuwersungen von demjenigen Kommunalverband , von der
sie zum ersten Male in die ordentliche Lebensmittelversorgung
ausgenommen werden , gewährt : je 1 Pfund Brot , SV Gramm
Fett , 128 Gramm Auslandsspeck oder Konservensleisch und
- war zu dem festgesetzten verbilligten Preise und 350 Gramm
Hülsenfrüchte für die ersten 6 Wochen .

Die Landesvermittlungsstelle , die Landesfettstelle , die
Aleischversorpungsstelle und die Badische Rährmittelversorgung
Werden den Kommunalverbänden für die von ihnen vorschüß -
lich zu bewirkenden Leistungen alsbald Ersatz zuteilen .

Neuordnung der Dienst - und Vubezeiten
der Lltenbabner .

** In der Nr . 318 vom 12 . 7 . des „Badischen Beobachters"
wird in einem Artikel „Zur Psychologie der Eisen -
k- alhnerüewegung " der Regierung der Borwurf ge- ,

macht, sie habe es an der nötigen Einsicht und Rücksicht für
das Eisenbahnpersonal fMen lassen, indem sie es zur Staats -
rentemnehrerin zu machen versuche und zwar unter ungebühr¬
licher Ausnützung seiner Arbeitskraft durch allzugroße Aus¬
dehnung der Dienstzeiten . Demgegenüber ist hervorzuheben ,
daß auch für den Bereich der Badischen Staatsbahnen der
Achtstundentag nicht nur rechtzeitig nach der Bestim¬
mung der Reichsregievung (auf 1 . 1 . 19 ) , sondern bereits mit
dem IS . 12. 18 durchgaführt wurde . Nach der ganzen Art des
EisenbahMienstes konnte dies , wie auch bei allen übrigen
Eisenbahnverwaltungen , restlos zunächst nur in den Dienst¬
zweigen geschehen, die ähnlich wie der Fabrikbetrieb die Ar¬
beitskraft während der Dienstzeit ununterbrochen in Anspruch
nehmen . Es wurde daher bestimmt, daß der Achtstundentag
int Werkstätte- und Bahnunterhaltungsdienst sofort allgemein ,
im Betriebs - und Verkehrsdienst sofort insoweit einznführen
sei, als der Dienst eine ununterbrochene Tätigkeit erfordert
Auch in den Diensten , die hierdurch nicht erfaßt waren , er¬
gaben sich als Rückwirkung der Einführung des Achtstunden¬
tags in den anderen Dienjtzweigen vielfach Dienstkürzungen .
Hätte sofort eine ins einzelne gehende Vorschrift für alle
Dienstzweige erlassen weiden sollen, so wäre die rechtzeitige
Durchführung des Achtstundentags nicht möglich gewesen.

ES wurden daher den Organisationen des Personals zu¬
nächst Vorschläge unterbreitet , wie von der Eisenbahnverwal¬

tung die allgemeine Neuordnung der Dien st¬
und Ruhezeiten gedacht ist . Die Vertretung des Per¬
sonals machte daraufhin Gegenvorschläge, die zu ausgedehn¬
ten Verhandlungen mit den Vertretern der Organisationen
führten und nach weiteren Beratungen in mehreren Unteraus¬
schüssen am 15. 7 . abgeschlossen werden konnten. Die neuen
Vorschriften, die vom Finanzministerium vorbehaltlich der
Genehmigung der Mittel durch den Landtag gutgeheißen wur¬
den, werden nun in den nächsten Tagen in einer Dienst¬
anweisung bekanntgegeben. Die Neuerungen bringen dem
Personal gegenüber seither recht erhebliche Verbesserun¬
gen der Dienst- und Rühezeitsverhältnisse und sind von dem
Bestreben geleitet, auch das im Betriebs ^ und Ver¬
kehrsdienst zu außergewöhnlichen Arbeits¬
zeiten verwendete Personal den übrigen Be¬
diensteten , sowie den Angestellten, und Arbeitern anderer
Berufe , möglichst gleich zu stellen , ohne dabei die
Besonderheiten des Eisenbahndienstes außer acht zu lasten.

So wird z. B , bestimmt, daß von sämtlichen Bediensteten
durchschnittlich im Tag nur 8 Stunden zu verlangen sind ,
wobei für das Lokomotivpersonal mit Rücksicht auf seinen be¬
sonders anstrengenden Dienst die Erleichterung vorgesehen
rst, daß im Eil - und Schnellzugsdienst monatlich höchstens
182 Stunden , bei Personen - und DurchgangsgüteiHÜgen
höchstens 198 Stunden Arbeit zu leisten sind. Die Höchst¬
grenzen der durchschnittlichen monatlichen Dauer der Dienst¬
schichten wurden für sämtliche Beschäftigungsarten wesent¬
lich herabgesetzt , z. B. bei dem Stationspersonal um 78,
beim Zugbegleitpersonal um S3, beim Lokomotivpersonal im
Eil - und Schnellzugsdienst um 62, im übrigen um 49 bis
66 Stunden . N rchwienft, der bisher 7 mal hintereinander
gefordert werden konnte, darf künftig höchstens nur noch
3 mal hintereinander angesetzt weiden. Für das gesamte
Personal werden jährlich 82 Ruhetage eingeführt , deren
Gesamtdauer innerhalb 4 Wochen mindestens 144 Stunden be¬
tragen mutz . Bisher waren nur 2—3 Ruhetage monatlich
von mindestens je 32 Stunden zugestanden. Die Ruhetage
werden möglichst hälftig , mindestens jedoch zu auf Sonn -
urck» Feiertage gelegt. Die Mindestruhezeiten zwischen
zwei Dienstschichten , die im allgemeinen nur 8 Stunden
betragen hatten , werden für das Stationspersonal aus 12
Stunden nach Einzelnachtdienst und' aus 24 Stunden vor und
nach mehreren aufeinanderfolgenden Nachtdiensten erhöht .
Die Heimatruhezeit wird beim Zugpersonal von 10
auf mindestens 12 und die Ruhezeit außerhalb der Heimat
von 6 auf mindestens 8 Stunden erhöht.

Die neuen Vorschriften werden mit tunlichster Beschleuni¬
gung durchgeführt und sofort- in Kraft gesetzt, soweit das zur
Durchführung nötige Personal eingeübt ist. Die Eisenbahn -
Verwaltung wird mit allen Mitteln daraus dringen , daß dies,
soweit noch nötig, alsbald geschieht . Die nötigen Anordnun¬
gen sind schon vor einiger Zert ergangen . Immerhin muß
darauf hingewiesen werden, daß dre restlose Durchführung
der neuen Vorschriften bei dem Umfang der hierbei zu be¬
wältigenden Arbeit und je nach der Zahl der noch einzuüben¬
den neuen Kräfte , die sich nicht von vornherein übersehen
läßt , einige Zeit in Anspruch nehmen wird .

Was die höhere Bewertung des Nachtdienstes
anlangt , für den nach dem Tarifvertrag den Arbeitern eine
Vergütung von 28 Pf . für die Stunde zugebilligt ist, so find
die gleichen Vergütungen bekanntlich auch sür die Beamten
mit Wirkung voni gleichen Zeitpunkt ab wie für die Arbeiter
in Aussicht genommen, auch die dazu erforderlichen Mittel
bereits vom Landtag genehmigt worden. Die Auszahlung
der Vergütungen wurde aber noch zurückgehalten, weil in den
Verhandlungen über die Dienst- und Ruhezeiten die Frage auf¬
geworfen wurde, ob die Nachtdienstleistung nicht zeitlich
höher zu bemessen sei, ctls die Tagesdienstleistung , eine zeit¬
liche und geldliche Höherbewertung aber nicht angängig ist.

Nachdem nunmehr diese Frage ^endgültig dahin entschieden
ist, daß die Höherbewertung allein durch Geld -
Vergütung zum Ausdruck kommen soll, stützt der Aus¬
zahlung der Nacktdienstvergütungen für die Beamten nichts
mehr rm Wege ; sie wird in allernächster Zeit verfügt werden .

Die Lntlobnung der Rentenempfänger .
" Nach dem Eisenbahnertarifvertrag sind die Löhne der

Unfall -, Invaliden - und Militärrentenempsänger so zu be¬
messen , daß Rente und Lohn zusammen nicht hinter dem Lohn
gleichartiger Arbeiter mit gleicher Dienstzeit Zurückbleiben.
Bisher wurde bei den Militärrentenempfängern die Kriegs¬
zulage von 15 M . nnd die Verstürnmelungszulage mit 27 M .
Lein Rentenbetrag nicht zugerechnet. Nachdem die Militär¬
behörde in letzter Zeit neben den Renten mit Rücksicht guf die
Teuerung noch Rentenzuschläge gewährt , frägt es sich ,
co auch diese Rentenzusckläge unberücksichtigt gelassen werden
cder ob sie in gleicher Weise wie die Renten anzurechuen
sind . Da bei der Festsetzung der Löhne im Tarifvertrag die
Teuerungsverhaltniffe bereits berücksichtigt sind , liegr kern
Grund vor, die Zuschlagsrente in anderer Weise zu bewerten
als die Rente selbst .

Das Finanzministerium hat deshalb bestimmt, daß Rente
und Z uschlagsrenie gleich zu bewerten und des¬
halb bei Festsetzung der Lohngrenze einzurechnen sind ;
dagegen sollen Kriegszulägen , Verstümmelungs¬
zulagen und Schwerbeschädigtenzulagen bei der
Lohnbeinessung unter allen Umständen außer acht gelas¬
sen werden.

Im Interesse der Einheitlichkeit soll darauf hingewirkt wer¬
den, daß bei der Durchführung der im Bereich der Staats -

- Verwaltung sonst noch bestehenden Tarifverträge — soweit sie
für die Rentenempfänger ähnliche Bestimmungen enthalten wie
der ErseNbcchnervertrag— in derselben Weise verfahren und
daß beim Abschluß neuer Verträge eine entsprechende Be¬
stimmung ausgenommen wird

A- LurMärung derLckuldkraga
Im Zusammenhang mit den gestrigen Enthüllungen

E r z b e r g er s , auf die wir noch am Montag zurückkom¬
men werden , gewinnt dieser Artikel , den wir bereits vor
einigen Tagen verfaßten , naturgemäß besonderes In¬
teresse.

Immer wieder haben wir Veranlassung , die Öffentlich¬
keit darauf aufmerksam zu machen, mit welcher systema¬
tischen Beflissenheit gewisse, besonders belastete, Staats¬
männer und Offiziere des alten Systems versuchen, durch
einseitige und falsche Darstellungen die Schuldfrage zu
verwirren ihre Lösung zu erschweren und , falls eins
Schuld gefunden werden sollte , diese von sich» Lb auf an¬
dere abzusiolzen . Selbstverständlich handelt es sich bei
dieser Schuldfrage für uns um eine solche , die lediglich
vor das Forum des deutschen Volkes selbst gehört und
die mit der von der Entente aufgeworfenen Schuldfrage
nur sehr bedingt etwas zu tun hat. Unsere Pflicht
aber ist es , ohne Scheu und Voreingenommenheit die
Wahrheit über die Schuld am Kriege , an seinem Ver¬
kauf und an seinem Ausgang festzustellen.

Erfreulicherweise sind nun in der letzten Zeit eine ganze
Reihe von Schriften und Aufzeichnungen aus der Feder
von Männern erschienen, die schon allein Dank ihrer Stel¬
lung unsere Beachtung verdienen , und von denen zudem
bekannt ist, daß sie infolge ihrer Stellung Wohl befähigt
waren , sich aus allernächster Nähe ein Urteil zu bilden .
Wir haben bereits dieser Tage auf die außerordentlich
lehrreiche , unsere ganzen bisherigen Vorstellungen vom
„belgischen Neutralitätsbruch " umstürzenden
Darlegungen des Obersten Schwertfeger hingewiesen ,
eines Mannes also , der die Aufgabe hatte , die gesamten
Brüsseler Akten an Ort und Stelle zu studieren . Aus
seinen Darlegungen geht klar und deutlich hervor :

1. daß von einem Neutralitätsbruch Belgiens nicht mehr
die Rede sein kann,

2 . daß Bethmann Hollweg sich völlig im Rechte befand ,
als er von unserem Unrecht Belgien gegenüber, sprach .

3 . daß aus das Betreiben der Obersten Heeresleitung ,
die sich damit in einen bewußten Gegensatz zur
Wahrheit und zur Auffassung des Reichskanzlers
stellte , das deutsche Volk jahrelang systematisch zu dem
Glauben erzogen wurde , Belgien habe durch feindselige
Akte die Neutralität gebrochen und somit unseren Ein¬
marsch vollauf verdient .

Die Tatsache , daß damals schon bei Ausbruch des Krie¬
ges der Militarismus , das heißt die Herrschaft des Mili¬
tärs über die Zivilverwaltung , in seiner ungeheuerlichsten
Form die Geschicke Deutschlands bestimmte, geht im übri¬
gen auch aus dem ersten Bande der Denkwürdigkeiten des
Reichskanzlers von Bethmann Hollweg zur Ge¬
nüge hervor . Bethmann Hollweg erklärt ausdrücklich— und
die Richtigkeit seiner Erklärung ist bereits von anderer
Seite bestätigt worden —, daß er sich aus politischen
Gründen gegen den Einmarsch in Belgien ausgesprochen
habe , daß ihm aber nichts anderes übrig geblieben sei.
als sich den Argumenten der Militärs , die einen solchen
Einmarsch als eine absolute strategische Notwendigkeit be-
zeichneten , unterzuordnen . Wenn man dieses liest , wird
man sich über all das , was später geschehen ist, nicht mehr
Wundern . Die Herrschaft der Generäle war bereits mit
dem Tage des Kriegsausbruches fest stabilisiert . Wie si '

sich ausgetobt hat wäh^ -n ^ ^ "whin sie
geführt hat , wissen wir ja heute. Verwunderlich ersck>e '
es allerdings , daß der Reia,s »anziei c>ua ^». . yinann Holl¬
weg nicht bereits damals , als er sich in einer so entschei¬
denden Frage an die Wand gedrückt sah , von seinem Amte
zurückgetreten ist.

Was nun den Verlauf des Krieges , und zwar besonders
die Ära Falkenhayn betrifft , so werden wir mit den
schier unglaublich erscheinenden Sünden dieser Ära
hinreichend bekannt gemacht durch das Buch deS
österreichischen Schriftstellers Nowack , „Der Weg zur
Katastrophe " (Verlag Erich Reiß , Berlin ) , das die
Mitteilungen des österreichischen Generalstabschefs - C o n-
rad von Hötzendorf verwertet , und zwar in einer

Form , daß die Wiedergabe dieser Mitteilungen als abso¬
lut einwandfrei angesprochen werden darf. Was Feld¬
marschall vvtf Conrad uns hier durch den Mund seines
Publizisten mitteilt , ist so haarsträubend, daß man es
zweimal lesen muß , um die Ungeheuerlichkeit seiner Be -

Häuptlingen überhaupt fassen zu können. Wir erkennen
aus diesen Mitteilungen , daß die Oberste deutsche Heeres¬
leitung Operationen von einschneidender Bedeutung ohne

Mit einer Beilage : 3 ? öffentliche Sitzung über die Verhandlungen des Badischen Landtags.
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das geringste Borwissen der Verbündeten unternommen
hat , daß sie Conrad über dessen Pläne — sie stets orien¬
tiert war , hochbedeutsame Operationen unternehmen lieh ,
die er bei Kenntnis der deutschen Absichten sicherlich nich -
begonnen hätte , und dah sie ihm unwahre Angaben
über die Verfügbarkeit von Reserven gemacht hat.
Die berüchtigte Offensive gegen Verdun ist
Conrad nicht mit einem Sterbenswört¬
chen mitgeteilt worden ; erst in dem Au¬
genblicke, als General von Falkenhayn mit dem
deutschen Kaiser und dem ganzen Stab in das
neue Hauptquartier (Mezieres ) abreiste , hat Conrad von
den? Vorhaben erfahren . Erst da ist es ihm klar ge¬
worden , warum man ihn nicht gegen Italien unterstützt
hatte und warum man den von Conrad so dringend ge-
forderten Vormarsch auf Saloniki unterlassen hat , eine
Unterlassung , die sich bekanntlich durch den Zusammen¬
bruch Bulgariens im vorigen Jahre furchtbar gerächt Hat-
Aus dem Buch geht ferner hervor , dah die deutschen Ge¬
neräle in der Sucht , allen Ruhm für sich selbst in An¬
spruch zu nehmen , dem Bundesgenossen mit einer Gehäs.
sigkeit und Verachtung gegenübertraten , wie sie nach Lage
der Tinge aber auch in keiner Weise zu billigen waren .
So sei ein Geist aufgekommen , der es schliehlich dahin
brachte , daß sich Deutsche und Bulgaren bei Nisch in Ge-
sechtssiellung gegenüberstanden . Der deutschen Führung
habe die Gradlinigkeit gefehlt . Mangel an Offen -
Herzigkeit und Gradheit seien die Kennzeichen
dieser Militärpolitik gewesen . Und während wir , durch die
Nachrichtenmache des Obersten Nicolai verführt , glauben
mußten , bei uns sei alles in schönster Ordnung , lagen ge¬
rade bei uns die Dinge bezüglich der Einheit des Oberbe¬
fehls viel viel schlimmer als beim Feinde .

Das Buch,Nowacks ist aber auch noch nach einer ande¬
ren Richtung hin überaus interessant . Es zeigt uns näm¬
lich, wie schon seit dem Jahre 1907 die Militärpartei in
Österreich unter Führung des Freiherrn von Conrad
daran gearbeitet hat , Österreich-Ungarn in einen Krieg
mit Italien und später mit Serbien zu verwickeln. 1907
und 1909 hat Freiherr von Konrad einen derartigen
Angriffskrieg in aller Form beim Kaiser Franz Josef be¬
antragt .

Schließlich sei an dieser Stelle noch auf die sehr auf¬
schlußreichen Aufzeichnungen aufmerksam gemacht, die
der frühere Staatssekretär des Äußern , Herr von
Hintze , niedergeschrieben hat und über die die
„ Frankfurter Zeitung " (Nr . 633 vom 22 . Juli ) in
einem Leitartikel Mitteilung zu machen weiß , der mit
schlagenden Gründen gegen die beiden berüchtigten Recht¬
fertigungsschriften des Obersten Bauer polemisiert .
Auch aus diesen Aufzeichnungen geht hervor , daß die
Oberste Heeresleitung , das heißt in diesem Falle also
Ludendorff , in der Tat Vabanquespiel getrieben hat
und eine rechtzeitige Unterrichtung der maßgebenden
Stellen über die wahre militärische Lage unterlassen hat,
teils weil sie selbst in völliger Unkenntnis der Lage noch

/immer dem Trugbilde eines wahnwitzigen Optimismus
nachjagte , teils weil sie wohl auch zu eigensinnig war , die
militärische Niederlage , die Tatsache absolut falscher stra¬
tegischer Berechnungen zuzugeken . Wir drucken den Ar-
tikel der Frankfurter Zeitung , der einen ganz eminenten
historischen Wert besitzt , in der Beilage dieser Nummer

'ab.
Wir sind überzeugt , daß die nächste Zukunft uns noch -

eine ganze Reihe von bedeutsamen Aufklärungen bringen
wird . (Die Erzbergersche Enthüllungen gehören
bereits dazu.) Sie werden die Erkenntnis , daß das deut¬
sche Volk in der verhängnisvollsten Epoche seiner Ge¬
schichte schlecht geführt und übel beraten war , bestätigen .

H..

LLnvvoknervvebren in Waden.
Unter dieser Überschrift schreibt der Minister des Innern

Adam Remmele in der „Piannheimer Volksstimme ' :
Di« in der Stadt Mannheim wiederholt schon vorgekomme-

nen Plünderungen und in Privathäusern vollzogenen Erpres¬
sungen machen es auch für Mannheim notwendig , eine nach
den reichsgesetzlichen Grundsätzen aufgestellte Einwohnerwehr
einzurichten . Solche Einwohnerwehren werden nach und nach
in allen Städten , in welchen man mit derartigen Komplitario-
nen rechnet , aufgerufen . Einwohnerwehren haben lediglich den
Zweck, den Ort oder einzelne Teile der Stadt vor Plünderungen
zu schützen. Wie der hierfür wiederholt veröffentlichte Aufruf
der badischen Regierung zeigt, handelt es sich hierbei nicht um
Geheimorganisationen , wie das ein linksradikales Blatt dieser
Tage zu behaupten versuchte ; es handelt sich hierbei auch nicht
uni Instrumente zur Unterstützung einer ' Klassenherrschaft.

Die badische Regierung hat wiederholt sehr lebhaft darum
gebeten, es möchten sich den Einwohnerwehren Angehörige aller
Gesellschaftsschichten , insbesondere aber solche aus Arbeierkrei-
fen , anschließen, damit von vornherein jeder Verdacht, als soll¬
ten solche Wehren lediglich die Reaktion stärken, behoben
würde . In einer Anzahl Städte haben sich denn auch die Ar-
beiter solchen Wehren angeschloffen ; in Mannheim dagegen kam
es dazu noch nicht, offenbar deshalb, weil die Arbeiter , soweit
sie sich für den Ordnungsdienst bereit erklärt hatten, in der
volkswehr Aufnahme finden konnten. Daß die Volkswehrneben Polizei , Gendarmerie u . Militär zu gewissen Zeiten nicht
imstande ist, Plünderungen und Erpreffungsversuche zu ver-
hindern , das haben wiederholt die bedauerlichen Vorkommnissein Mannheim zu erkennen gegeben. Es ist deshalb auch für
Mannheim keine unbillige Forderung , wenn die Regierung von
der Einwohnerschaft Mannheims die Errichtung von ehren,
amtlich tätigen Sicherheitsorganen fordert . Die Sicherheits -
organe des Staates sind, selbst wenn sie dazu den-besten Willen
hätten , einfach nicht imstande, volle Garantie dafür zu leisten,daß Eigentumsvergehen und andere Delikte nicht mehr vor-kommen.

Es kann übrigens von jedem wehrfähigen Einwohner gefor¬dert werden, daß er sich seinerseits bereit findet , zum Schutzeder Allgemeinheit und zum Schutze der eigenen Familie Ord¬
nungsdienst zu leisten. Das hat mit der Phrase , als ob damit
der Reaktion Vorschub geleistet werden soll, schon um deswillen
siichts zu tun , als die Struktur der städtischen Bevölkerung

gar nicht dazu angetan ist, einer solchen Absicht irgendwie Re¬
sonanzboden zu verschaffen. Einwohnerwehren erhalten , wie
zur Genüge bekannt sein dürfte , keine Waffen auszehändigt .Die Waffen sind in sicheren Depots niedergelegt und werdennur im Falle der Gefahr auSgegcben. Bei den letzten Un¬
ruhen in Mannheim ist bereits in dieser Weise verfahren wor.den ; die Waffen wurden abends ausgegeben nnd morgens
nach Beendigung des Wachtdiemtes wiederum an den von den
militärischen und polizeilichen Stellen angegebenen Orten ab¬
geliefert.

Man mag zu der Notwendigkeit für Errichtung solcher Si¬
cherheitswehren stehen wie man will, jedenfalls ist eine Re¬
gierung , die Ordnung und Recht nickt zu sichern weiß, für diebreiteren Schichten der Bevölkerung moralisch erledigt ; denn
keine Gesellschaftsschicht kann dauernd ein Interesse an Un¬
ruhen , Rechts Unsicherheit und Gefahr für Leben und Gesund¬heit der Mitmenschen haben. Die Freude am Skandal und.an der Unordnung schwindet bekanntlich ebenso schnell , wie sieda und dort einmal aufkommt. Gelingt es einer Regierung
nicht , Garantien für Rechtssicherheiten zu schaffen , dann folgtoffenes Mißtrauen auf dem Fuße und niemand anders als dieReaktion findet dabei einen Gewinn .

Gibt es doch heute schon Menschen genug ( nicht nur Frauen ) ,welche wieder die „alte Zeit " Herbeisehnen. Diese Sehnsuchtmuß naturgemäß schwinden , wenn der neue Staat sich konsoli¬dieren kann, und wenn im neuen Staat jedermann , der arbei¬ten und in Ruhe leben will, gesicherte Existenzbedingungen fin¬det. Der Wille aber , sich gegen eine neue Gewalt zur Wehrzu setzen, wird gesteigert, wenn an Stelle von Ruhe und Ord¬
nung das Chaos tritt . An diesem Chaos können also nichtnur die ganz links orientierten Politiker eine Freude haben,sondern auch die politisch rechts orientierten Menschen unteruns . Diesen Gefallen darf man aber weder denen von rechts,noch jenen von links erweisen, wenn der neue demokratisch¬
sozialistisch orientierte Staat dauernden Bestand haben soll .So lange die Mehrheit des deutschen und des badischenVolkes an . diesem Programmgrundsatz festhält, muß dieseMehrheit auch geschützt werden und dieser Schutz ist auch zuschaffen , wenn die wehrfähigen Glieder dieser Mehrheit sich inden Ordnungsdienst einreihen lassen . Je mehr ordnungslie -bcnde Arbeier sich den Einwohnerwehren anschließen, desto
größer wird das Vertrauen der Bevölkerung ' zu diesen sein .Bleiben jedoch die Arbeier solchen Wehren fern , dann darf manes den »gehörigen des Mittelstandes auch nicht verargen , wenn
sie zum Schutze ihrer Familien und Wohnungen sich organisie¬ren und in vollem Einverständnis mit den Organen der Re¬
gierung das tun . was in solch unruhigen Zeiten nun einmalerforderlich ist .

Wer mit der Organisation der Einwohnerwehren genügendvertraut ist, wird schließlich auch zugeben, daß der Vorwurf ,als ob über die Einwohnerwehren hinweg das Bürgertum be¬waffnet werden solle, während die Arbeiter entwaffnet blei¬ben, auch nichts weiteres ist, als eine der vielen Phrasen , mitdenen zurzeit die Menschen aufgepeitsckt werden. Es sei nocheinmal ,n aller Form hier festgestellt . daß auch die Mitgliederder Einwohnerwehren die Wnffen erst in der Stunde der Ge¬fahr ausgehändiqt erhalten . Der beste Schutz gegen einen Miß .brauch der Einwohnerwehren ist dadurch zu erreichen, wennderselben recht viele Arbeiter beitreten und sehen und hören ,was in ihnen vorgeht. Bleiben jedoch die Arbeiter aus falschVerstandenen Rücksichten diesen Wehren fern , dann müssen sie«s auch unterlassen , über diese vom Leder zu ziehen. Das
Recht , sich gegen Mißhandlungen und Erpressungen zu schüt¬zen, steht jedermann zu. Die Arbeiter haben nickt die Pflickt ,etwa die Oststadt mit ihren Leibern zu decken. Die Oststadk -
bewohncr aber haben ein Recht , solches zu tun und ihre Kami,nen zu schützen; sie haben^so gut die Pflicht hierzu , wie dieArbeiter das Recht haben, ihre Wohnungen gegen Plündererzu schützen. - Der kommende Winter mit einer bisher noch niegekannten Kohlennot gibt den Drahtziehern solcher PutscheApitatlonsstoff genug.

Nur Gespensterseher können in den EinwohnerwehrenSturmtruppen für die Reaktion erblicken . Di« vernünftigen -
Städtebewohner aber werden in diesen ein gutes Mittel gegenden organisierten Bandendiebstahl und gegen ein gemeinge-fährliches Brigantentum erblicken . Wer in dieser Frage Miß¬trauen sät, verdient selbst das allergrößte Mißtrauen . Denn
Böses hinterm Busch sucht nur , wer selber hinter einem solchen
steckt und" Böses treibt .

Udolitklcke Neuigkeiten.
Lebensmittelliekerung Mr Deutlckland .
* Das Reichsernährungsministerium hat lt . Blättermeldun¬

gen zufolge im Auslände eine Reihe von Käufen abgeschlossen ,um der ErnährungSnot zu steuern. Der Ankauf größerer
Mengen stößt aber immer noch auf Schwierigkeiten, da das
Ausland ohne Deckung keine Abschlüsse macht . In Aussicht
steht die Lieferung folgender bereits bezahlter Mengen : 140 000
Tonnen Mehl, 1600 Tonnen Maismehl , 1600 Tonnen Gersten¬
mehl, 3600 To . Linsen, 40 000 To . Bohnen und Erbsen , 41 000
To . Reis , 59 000 To . Fleisch und Speck, 500 000 Kisten kon¬
densierte Milch , dazu Palmkerne und Leinöl zur Margarine¬
fabrikation . Ferner sind aus dem Auslande für 135 Millionen
Mark weitere Lebensmittel angeboten worden. Die Verhand¬
lungen über die Finanzierung schweben noch.

Die Maßnahmen gegen die Ikspjtalüuwt .
* Wie das W . T . -B . erfährt , wird über die Frage der Er¬

fassung des verborgenen und im AuSlande befindlichen Ver¬
mögens seitens der zuständigen Reichsstelle noch beraten . Der
Umtausch des Papiergeldes und die Abstempelung der Wert¬
papiere unterliegen noch der Erwägung . Berechtigte Jnteres .
sen sollen geschont werden. Die Reichsverwaltung geunkt
nicht , gleichzeitig mit dem ReichSnotopfer eine Zwangsanleihe
vorzunehmen.

Der Nationalversammlung ist ein Gesetzentwurf zugegangenmit Ergänzungsmaßnahmen gegen dir Kapitalflucht. Bei dem
Inkrafttreten dieses Gesetzes in Len nächsten Tagen wird die
Devisenordnung aufgehoben. Dann wird der Htandel mit
Devisen frei . Ebenso kann über Zahlungsmittel , Forderungenund Kredite in ausländischer Währung ohne Einwilligung der
Reichsbank verfügt werden. Nur für den Rubel bleibt eS bei
dem vorgeschriebenen Verbot. Mit der Devifenordnung fällt
auch die Einkaufsgenehmigung durch die Reichsbank. Es bleibt
aber die Einfuhrgenehmigung . Es ist beabsichtigt , die Geneh¬
migung der zur Ausfuhr bestimmten Produkte davon abhängig
zu machen , daß die hierfür geltenden Devisen an die Reichs¬bank abgeliefert werden und zwar kommen hierbei hauptsäch¬
lich Kohle, Kali und Eisen in Frage . Die Vorschrift, daß Zah¬
lungen nach dem Auslande im Wege der Nachnahme verboten
find , würde mit der Aufhebung der Devisenordnung gleich¬falls fallen.

* Lur Regulierung des Hrriegsanleibe-
marlrtes

hat sich unter Führung der Reichsbank und unter Reicks¬
garantie ein Konsortium gebildet, zu dem außer der preußi¬

sche» Staatsbank, der Preußische « l - - r^ Muoffenschaftsrasftzden i» ihren Verbänden zusammenpcAsiossenenöffentlich- recht¬
lichen Banken und dem Verband dec Girozentrale der deut-

- ichen Sparkassen die Großbanken und Bankhäuser , sowie über¬
haupt nahezu alle bedeutenderen dculsihcn Bankfirmen zurMitwirkung eingeladen sind . Das Konsortium soll dafür Sorge
tragen , daß die Berkanssmögli Leit für die Kriegsanleihe «
auch dann erhalrcn bleib:, wenn infolge Wiederauffüllungder Warenlager cber aus anderen Gründen große Anleihebe-
iräge in kurzer Zeit an den Markt kommen . Irr solchen Fäl¬len sollen ungerechtfertigte und in äußeren und inneren Ver¬
hältnissen nicht begründete Kurc-scnk .ingeii der Kriegsanleihenhintangehalten werden. Vor allem aber ist es seine Bestim¬mung, die aufgenommenen Beträge wieder zu dauernder An¬
lage unterzubringen , um die Umwandlung konsolidierter und
schiebender Schulden zu verhindern . Tic besmien Zwecke
bringen es auch mit sich, daß nicht nur an eine vo - übe ' gebende
Aktion gedacht ist, und aus diesem Grunde Hai n es für
notwendig erachtet, dem Konsortium eine in sich iesi r geschlos¬
sene Organisation , nämlich eine Aktiengesellschaft zur Seite
zu stellen, die den Namen „ Reichsanleihe- A .-G .

" trogen sollund für die ein Aktienkapital von 400 Millionen Mark in
Aussicht genommen ist. Die Aktien der zu gründenden Gesell¬
schaft sollen kein Handelsobjett bilden , bleiben vielmehr
dauernd im Besitze des Konsortiums . Sie beziehen keine Dwi » .dende. Der gesamte Aufsichtsrat und Vorstand der Gesell¬
schaft wird ehrenamtlich tätig sein .

Die Aussperrungen in Berlin .
* Die Arbeiterräte der Fabriken wollen laut „B . P .

" mor¬
gen Sonntag zusammentreten , um Gegenmaßnahmen über
die Aussperrung der Metallarbeiter zu beschließen . Die revo¬
lutionären Obleute forderten bereits jetzt schon in de» Fabri¬ken zu einem neuen allgemeinen Generalstreik ansi

Die Metallindustriellen haben in ihrer gestrige!! Sitzan -' be¬
schlossen, den Kampf ohne jede Rücksicht auf seine Lnucr s- rtz-
zusetzen , zumal bei der Minderheitsleistung , die in ein ' gen'
Betrieben bis auf 30 Proz . gesunken ist . und der fortgesisineii
Lohnsteigerungen eine Verdiensimöglichke -t iür die Jndusiriel -
len als nicht mehr vorhanden bezeichnet wird.

Streik der Telegrapdenarbeiter in Kerlin.
* Die Berliner Telearavhenarbeiter und Handwerker haben

gestern vormittag in allen Betrieben der Post - und Telegraphen -
Verwaltung die Arbeit nicdergelegt . Der Grund hierfür sit die
Entlassung von 287 Arbeitern ' und Handwerkern , die an»
21 . Juli der Aufforderung der Unabhängigen Sozialisten zum
Demonstrationsstreik gefolgt waren . Auf ein Telegramm an
den Reichspostminister Giesberts , in dem ihre Wiedereinstel¬
lung innerhalb 24 Stunden gefordert wird , hat dieser erwidert ,
jener Streik sei ohne Verhandlungen upd unter Kontrakt¬
bruch begonnen worden, so daß die Entlassungen durch die
Berliner Obervostdirektion gerechtfertigt seien. Nach am Vor¬
mittag sollen Vergleichsverhandlungen mit der Obcw.'-ostdirek «
tion beginnen . Sollte die Obervostdirektion sich weigern , dis
287 Arbeiter und Handwerker wieder einzustelleu iuck ihnerk
der Lohn vom Tage der Entlassung au ? u ' zahlen . so würden -
die Vertrauensleute der Post - und Telegrapheuorganisation
möglicherweise den Generalstreik über ganz Deutschland be¬
schließen . (W . T . -B .)

Vaditcke Mebertickt.
s Kadiscbe Mocbenrückbllcke .

( Das neue Steuergesetz . — Maßnahmen gegen die Brenn
ftoifnot . — Die Lage der Gemeindebeamten . — Zur

Tagung des Landeswohnungsvereins .)
Das neue Steuergesetz , das. zur Deckung der gewal¬

tigen Mehrausgaben , die der Staatskasse in den letzten Mona¬
ten erwuchsen , eine einmalige Abgab- sowohl vom Einkommen
wie vom Vermögen vorsieht, ist dieser Tage vom Landtagin erster Lesung genehmigt worden, und zwar in der Fassung
die ihm der Haushaltsausschuß gegeben hatte . Es darf -re.
sagt werden, daß Regierung und Landtag auch bei diesem
neuen Gesetz sich von weitestgehender Rücksichtnahme gegen--
über den weniger Bemittelten unter den Steuerzahlern habenleiten lassen . Dadurch , daß alle Einkommen unter 6000 M
von dem Einkommensteuerzuschlag befreit werden , scheiden
von den insgesamt 430000 Steuerpflichtigen 416 000, also der
weitaus größte Test von vornherein aus , während bei den
übrigen die Zuschläge in einer Weise abgestuft wurden , dis
der Leistungsfähigkeit der einzelnen Klassen nach Möglichkeit
gerecht wird . Danach beträgt der außerordentliche Zuschlag
zur Einkommensteuer bei einem Einkommen von 6000 M.
bis ausschließlich 8000 M . 40 v . H . , von 8000 bis 10 000 M.
45 v . H . , von 10 000 M . bis 15 000 M . 60 v . H . und so fort

weiterer Steigerung bis zu 500 v . H. bei den höchsten
Einkommen von 1 Million und mehr . Nach den gleichen
Grundsätzen wurde bei der Festsetzung des Vermögenssteuer -
zuschlages verfahren , der erst bei einem Reinvermögen
von 60 000 M . beginnt und bis ausschließlich 100 OOE N.
10 Pf . , von 100 000—200000 M . 16 Pf . , von 200 000 bis
400 000 M . 20 Pf . usw . bis zu 300 Pf . (bei 15 Müll. ) für je
100 M . reines Vermögen beträgt . Von Pflichtigen der ersten
Steuerstufe von 50 000 M . bis 100 000 M . wird, sofern sie mit
weniger als 6000 M . Einkommen veranlagt sind, der Zu¬
schlag nicht erhoben. Damit sind also auch die kleinen Rent -
ner von dem Zuschlag befreit . Eine weitere Rücksichtnahme
bedeutet auch der Umstand, daß bei der Errechnung des Rein .
Vermögens die festgestellten Kapitalschülden (auch das einbe¬zahlte Grund - oder Stammkapital der Handels - und Jndustrie -
gesellschaften ) von dem für 1919 festgestellten Vermögenssteuer -
werte abgezogen werden können. Da die Einwendungen , die
seitens der großen Vermögensträger , namentlich der Banken u.
der Jndustriegesellfchaften, gegen die Bestimmungen des Gesetzes
erheben werden , schon in der Kommission erörtert wurden und
sich neue Gesichtspunkte in dieser Hinsicht kaum mehr ergeben
dürsten , ist anzunehmen , daß das Steuergesetz auch In der
zweiten bezw. Dritten Lesung keine wesentlichen Änderungen
mehr erfahren wird , zumal , da auch die demokratische Fraktion ,
deren Haltung im Ausschuß noch zweifelhaft war , im Plenum
schon vor der ersten Abstimmung die Erklärung abgeben lieh,
daß ihre Mitglieder mit wenigen Ausnahmen ihre Stimmen
mit denen der übrigen Parteien vereinigen würden .

In seiner letzten Sitzung befaßte sich der Landtag u . a . auch
mit der sozialdemokratischen Interpellation über die Ver¬
sorgung der Bevölkerung mit Brennmateria¬
lien . Wie der Minister des Innern , der die Interpellation
beantwortete , mit Recht betonte, gehen wir , was die Brennstoff¬
versorgung betrifft , dem schwersten Winter entge¬
gen . Die vor allem infolge der Besetzung des linksrheinischen!!
Kohlengebiets und der Ausstände im Ruhrrevier , sodann aber
auch infolge Mangels an Transportmitteln entstandene Koh¬
lennot hat sich trotz aller Bemühungen der Regierung derartig
verschärft, daß heute schon die Unmöglichkeit einer Versorgung
der Zentralheizungen auf der Hand liegt. Selbst die Gas¬
werke einiger großer Städte : Pforzheim , Karlsruhe
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- U . Hcidelberg können z . Zt . nur unt I- 2Tage
- beliefert werden. Die Regierung ist angeftchts dieser Lage be-

Vrebt auf eine stärkere Verwendung von Brenn -

bol » kiwiuwlrken und hat bereits di« Vornahme von Som -

Web ^ ungeordnet : an die Gemeinden im Mittel , und Un-
sollen noch im Lause des Sommers Zuteilungen erfül¬

len Von Seiten der Regierung aus wird demnach, wie man
" Äußerungen des Ministers entnehmen darf . Es
Erdenkliche zur Linderung der Brennstoffnut geichchen . Die
LandeSbrennholzstelle ist, wie wir wissen , bemüht , die Bersor -

«mna nack- Möglichkeit sicherzustellen , cs ist auch dafür gesorgt,
»äst kein Brennholz außer Landes geht. Um eine rechtzeitige
Belieferung der Bevölkerung zu sichern , erscheint es uns in¬
besten eine unabwendbare Pflicht der Städte , sich in
dieser Angelegenheit nicht allein auf die Fürsorge der Regie-

Id runq zu verlosten, sondern auch von sich « us die Sn, -
tiative zu ergreifen . Eine Re,he stadtycher Gemein¬
den haben, auch wenn sie nicht im Besitze eigener Waldungen
sind , doch die Möglichkeit , in ihrer Nähe schlagfähige Holz¬
bestände zu erwerben . Zwar können sich manche Wald
Besitzer, namentlich manche
nur schwer zu Holzverkäufen
hierfür mag in den meisten
winiisucht zurültzuführen sein,
Arbeitskräften , und es ist anzunehmen , daß die Städte auf ein
größeres Entgegenkommen rechnen könnten , wenn sie sich zur
Bereitstellung eigener Arbeitertrupps entschlössen . Die nötigen
Kräfte müßten sich finden lasten ; zum Teil könnten ja
Erwerbslose dabei Beschäftigung finden , im Notfall, hieße es
eben, anderweitige, weniger dringliche Arbeiten zurück -
ustellen. Die Gesundheit unseres Volkes hat in den furchtbaren
fahren des Weltkrieges so schwere Schädigungen erlitten , daß

eine weitere Einschränkung der Heiz- und Kochmöglichkeiten

Landgemeinden . z . Zt.
entschließen. Der Grund
Fällen weniger auf Ge-
als auf den Mhngel an

einfach zu katastrophalen Folgen führen müßte . Den Stadt¬
verwaltungen erwächst in dieser Hinsicht eine außerordentlich
schwere Verantwortung , der sie sich unter keinen Umständen
werden entziehen können. Bei dieser Gelegenheit möchten wir
auch auf die Notwendigkeit gi»weisen, möglichst jetzt schon dar¬
auf hinzuwirken, daß bei der Brennstoffverteilung unter allen
Umständen zuerst die Haushaltungen und die wirklich nötigen
Bildungsinstitute usw . und erst nach diesen die minder wichtigen
öffentlichen Lokale u . dgl . berücksichtigt werden Es geht nicht
an , daß die Familien nicht in der Lage sind, ihre Zimmer
und ihr Essen notdürftig zu erwärmen , oder daß eine Kunst-
und Bildungsstätte wie das Karlsruher Landestheater monate¬
lang geschlossen werden muß, während in zahlreichen Vortrags¬
sälen und sonstigen Lokalitäten bei oft recht minder¬
wertigen» auf jeden Fall aber leichter entbehrlichen, Veran¬
staltungen aller Art Unmengen von Kohlen verpulvert wer¬
ben. Die Unzuträglichkeiten des letzten — noch dazu ausnahms¬
weise milden — Winters waren schlimm genug ; sie werden je¬
doch durch die der kommenden Wintermonate vollständig in
den /Schatten gestellt werden . Die Unterlassung rechtzei¬

tiger Gegenmaßnahmen würde ein schweres Verschulden be¬
deuten . -

»
Aber die Gehalts - und Einkommens Verhält¬

nisse der Gemeindebeamten ist in letzter Zeit mchr-
Lach Klage geführt worden. Wir haben vor kurzem erst einer
Zuschrift Raum gegeben, die uns aus Ratschreiberkreisen
GUgogangen war und in der die üble Lage der Beamten
zahlreicher Gemeinden in lebhaften , aber wahren Farben ge»
ichilDert wurde . Neuerdings hat auch der Zentralverüanü der
Gemeindebeamten ein Rundschreiben über die Gehalts - und
Eivkom-mensverhältnifse dieser bislang bei den allgemeinen
Gehaltserhöhungen meist übergangenen Beamtenklaffe an die
Bezirksämter gerichtet. Wie wir dieser Tgße berichten konn¬
ten, ist auch das Ministerium des Innern der Auffassung, daß
die anhaltende Teuerung auf dem Lebensmittelmarkte und
insbesondere das ständige Steigen der Preise für die Bedarfs¬
artikel es den Gemeinden zur unabweisbaren
D f licht macht , ihren Beamten und Bediensteten, ähnlich
wie dies bei den Staatsbeamten durch die Gewährung einer
Ausgleichszulage geschehen ist, eine entsprechende A u fbesse -
» ung ihrer Bezüge zu gewähren . Es hat darum
die Bezirksämter angewiesen, wo dies nicht schon geschehen ist,
tu dieser Sache mit den Gemeinden neuerdings ins Benehmen
zu treten nd in Fällen unbegründeter Ablehnung durch geeig¬
nete Vorstellungen nachdrücklich auf eine Änderung dieser
Stellungnahme hinzuwivken. Man darf wohl hoffen, daß die
Gemeindeverwaltungen sich den berechtigten Wünschen der Be¬
amten nach dieser warmen Befürwortung nirgends mehr
länger verschließen werden. »

Von den Tagungen , die in der abgelaufenen Woche statt-
sanden , beansprucht die im Ständehaus zu Karlsruhe ab-
stkhaltene Hauptversammlung des L a nd e s w oh n u n g s-
deteins , über die wir bereits berichtet haben, besonderes

Interesse . Der starke Besuch der Leranstaikung au ? allen
Teilendes Landes und die erfreuliche Tatsache, daß die Zahl
der Mitglieder des Vereins seit der vorjährigen Hauptver¬
sammlung sich nahezu verdoppelt hat , beweisen, oaß das
Interesse an den Bestrebungen des Landeswohnungsvereins
in den Stadt - und Landgemeinden, Vereinen , Verbänden und
Organisationen — denn aus solchen setzen sich die Mitglieder
zumeist zusammen — ständig im Wachsen ist . Besondere
Verdienste hat sich der Landeswohnungsvecein im letzten Ver¬
einsjahr durch die Gründung des Bäuschen Baubundes mit
seiner Siedelungs - und Möbelabteilung sowie durch seine rege
Förderung des gemeinnützigen Bauwesens erworben , der es
zu verdarben ist, daß die Zcchl der gemeinnützigen Bauvereini¬
gungen in Baden von 47 auf über 100 gestiegen ist. Auf
seiner diesmaligen Tagung beschäftigte sich der Verein vor
allem mit dem Entwurf des Kampffmeyerschen Heimstät¬
tengesetzes , der nahezu einstimmig gutgeheihen wurde .
Dis zur Durchführung des Gesetzes wurden weitere Bau¬
kostenzuschüsse zur Förderung der Bautätigkeit , nicht zuletzt
auch zum Zwecke der Behebung der Arbeitslosigkeit, gefordert .
Den Beschluß der bedeutsamen Tagung bildete eine Be¬
sprechung der Wirkungen und Anwendungsmöglichkeiten des
badischen Sperrgesetzes , besten strenge Durchführung zwecks
Verhinderung der ^ »ekulation mit Grundstücken und Gebäu¬
den allgemein verlangt wurde . —f-

Aus dem Dausbaltaustcbuh des Landtags .
c>c . Der Haushaltsausschuß des Landtags beriet in seiner

gestrigen Sitzung die im V . Nachtrag zum Staatshaushalt an¬
geforderten Beträge für Arbeiter- und Bilksräte , Bvlkswehren
und für Erwerbslosenfürsorge . Nach längerer Aussprache
wurden die Forderungen bewilligte Die Regierung stellt«
dabei einen weitere« Abbau der Bvlkswehren in Aussicht. i

Weiter machte die Regierung Mitteilung von Verhandlungen
mit Württemberg über eine gegenseitige Benutzung dbr land¬
wirtschaftlichen Hochschwbe in Hohenheim bei Stuttgart durch
Baden und der Forstabteilung an der Techn. Hochschule in
Karlsruhe durch Württemberg . Die Verhandlungen sind noch
nicht abgeschlossen . Me Forstabteilung wird voraussichtlich
von Karlsruhe nach Freiburg verlegt und der dortigen Univer¬
sität angegliedert werden.

Sodann wurde der mit der Stadt Karlsruhe über das La«,
destheater abzuschliehende Vertrag besprochen . Die Stadt
Karlsruhe beteiligt sich an dem Landesthsater mit 50 Proz .
Im Jahre 1935 scheidet der Staat ganz aus und die Stadt
übernimmt das Theater in alleinigen Betrieb . Mit Einschrän-
kungen, die die Stadt bezüglich der Betriebsausgaben in der
Heizungslosen Zeit und bezüglich der Pensionen , die dem Staate
allein zur Last fallen sollen, war der Haushaltsausschuß jedoch
nicht einverstanden. Der Karlsruher Bürgerausschuß wird
sich in einer auf Montag nachmittag anberaumten Sitzung mit
der Theaterfrage .befassen , worauf diese am Dienstag vormittag
nochmals auf der Tagesordnung des Haushaltsausschustes er¬
scheinen wird.

Lurammentcbluß der lüddeutlcben
Bauernräte .

oc. Die Vertreter des badischen , bayerische » , hessische « und
württembergische« LandeSbaurrnrates haben sich in einer
kürzlich stattgefundenen gemeinsamen Sitzung dahin geeinigt , daß
fie für die Folge in allen wichtigen , das Interesse der -Land¬
wirtschaft und der Lebensmittelversorgung berührenden Fra¬
gen gemeinsam gegenüber der Reichsregierung Vorgehen wollen.
Zu Äesem Zweck haben fie regelmäßige Zusammenkünfte ver¬
einbart . Als Vorort der Arbeitsgemeinschaft wurde Stuttgart
bestimmt und der württembergische Landesbauernrat als Ge¬
schäftsstelle vorgesehen . Zweck dieser Vereinbarung ist, eine

'weitergehende Berücksichtigung der süddeutschen Sonderinter¬
esten zu erreichen. ,

Die Ltreiklage in Mannheim .
oc. In einer neuen , sehr erregt verlaufenen öffentlichen Ver .

sammlung der Mannheimer städtischen Arbeiter und Angestell¬
ten , in - er über die Streiklage gesprochen wurde , wurde be¬
schlossen, daß die Aushilfsjrngestellten der Erwerbslosenfür .
sorge , der Ortskohlenstelle, der Sparkaffe, des Hochbauamts,
des Armenamts , des Kriegsunterstützungsamts, ,des Lebensmit¬
telamts und der Straßenbahn die Arbeit vorläufig nicht mehr
aufnehmen .

*
Hrurze Nachrichten aus Baden .

gc . Über die Unterbringung leicht tuberkulöser Kinder in der
Schweiz erhallen wir von der Abt . V des Badischen Frauen -

Leipziger Lolo- Duartett.
Das Konzert des Leipziger Solo - Quartetts hatte

Km Freitag abend eine zahlreiche Zuhörerschaft in die
Ahristuskirche gelockt. Die Vortragsfolge war mit großer
Sorgfalt u,id Sachkenntnis zusammengestellt und bot in klarer
Gliederung einen interessanten Überblick Wer die gesamte
Entwicklung der deutsch - evangelischen Kirchen¬
musik . Der erste Teil brachte einige wertvolle Stücke des
alten Kirchenlieds, darunter jenes herrliche Lied »Christ i st
erstände n", dessen unsterbliche Melodie angeblich von einem
Kreuzfahrer einem morgenländischen Sklaven abgelauscht
wurde . Auch der dem »Harmonischen Liederschatz" entnom¬
mene Gesang „Ichwill dich lieben " von Balthasar Kö¬
nig atmet in seiner schlichten Sprache und weichen Melodie¬
führung eine innige , rührende Frömmigkeit .

Der zweite Teil umfaßte den Reformationschoral , darunter
Luthers » Ein feste Burg ", von einem unerschütterlichen
Gottvertrauen getragen und daneben als wirkungsvoller Ge¬
gensatz das schmerzdurchzuckte »O Haupt voll Blut
« nd Wunden .

"
Der dritte Teil enthielt ganz erlesene Proben des nach-

reformatorischcn Volksliedes ; eines der schönsten ist »Die
Seele vor der Himmelstür ."

Der vierte Teil endlich führte einige Vertreter des neuzeit -
kchen Tonisatzes vor, so den einstigen Dirigenten des Ber¬
liner Domchors Albert Becker mit dem fies empfundenen
Lied »Erquicke mich ."

Die Lieder wurden mit einer Vollendung des Vortrags zu
Gehör gebracht, wie man ihr nur selten begegnet. Die vier
Stimmen sind mit wunderbarer Feinheit aufeinander abge-
Pmimt . Nur Sopran und Baß , die Hauptstützen des In¬
struments , treten gelegentlich stärker hervor , der Sopran
mit seinem hell leuchtenden Glanz als Träger der Melodie,
der Baß mit weicher Tonfülle als feste , sichere Grundlage , auf
der sich das kunstvolle Gefüge des Viergesangs erhebt . Aber
fönst ist es ein wunderbares Zusammenflüßen der vier Stim¬
men zu einem einzigen Klang reiner , ungetrübter Harmonie ,
yn dem Quartett , - essen Leiter Professor Bruno Röthig
ist, steckt eine hohe Kultur des Gesangs , des edelsten Kirchen¬
gesangs . . H- R-

Lettscvrlttenschau .
Reue Wohnräume für den Mittelstand . „Unser Kunstgewerbe

»var bis zum Kriege — so. lesen wir in der von Hofrat Alexan.

der Koch hevausgegebenen Darmstädter Kunstzeitschrift »Jn -
nen - Dekoration " — fast durchaus auf die Lüxus .
Produktion eingestellt. Es wurde wohl auch für be¬
scheidene Bedürfnisse gesorgt. Aber das maßgebende der kunst¬
gewerblichen Leistung vollzog sich in einer Sphäre des
Reichtums . Hinter unserer kunstgewerblichen Produktion
stand durchaus die ungeheure Prosperität unserer Industrie
und unseres -Handels . Bis tief in das Formale hinein spürte
man den Dämon des Reichtums, die herrische Üppigkeit einer
uferlosen wirtschaftlichen Expansion. Aber soll man daraus
folgern , daß wir nun auf „Form " überhaupt verzichten müssen,
weil wir wahrscheinlich keine Form der Üppigkeit mehr pfle¬
gen können? Form ist doch wohl nur «in Sonderfall des Macht-
Verhältnisses zwischen Geist und Stoff . Form ist eine charak¬
teristische Auswirkung der Gestaltungskraft , in der dem Auf¬
wand an Mitteln , der Frage eines reicheren oder bescheide¬
neren Materials , keinerlei entscheidende Bedeutung zukommt.
. . . . Die innere Umstellung, die die Verarmung unseren Ge.
werben aufzwingt , wird nicht von heute auf morgen erfolgen
können. Sie wird insbesondere Nicht schon damit erreichst
sein , daß unsere Künstler nun für die » Wohnung des Arbei¬
ters " oder für den »Mittelstandsbedarf " Dinge liefern , die eine
gedämpfte Anwendung - es früheren Luxusstils auf die neuen
armen Verhältnisse darstellen. Erreicht wird diese Um¬
stellung erst dann sein , wenn ein völlig neuer Form -
ge i st, der vom alten nicUs mehr weiß, in den neuen ärmeren
Ausdrucksmitteln fest und sicl-er wohnt. . . . Me deutsche Men¬
talität wird den Glauben an Macht, Zwang , Organisation
verlernen und sich entschlossener auf das Ewige und Geistige
begründen müssen . Verinnerlichung, Vergeistigung . . . . Nicht
mit Trauer , sondern mit großer Neugierde und Lust sollen
wir dieser Entwicklung entgegengehen. Endlich wird wieder
eine wichtige Entscheidung sin Dasein des Deutschtums fallen ."

Ähnliche Gedanken werden auch in anderen Textbeiträgen dl?
Juli - August . Doppelheftes der „Innen - De¬
koration " ausgesprochen- dessen reiches Bildmaterial be¬
redtes Zeugnis oblegt von dem hohen Können unseres Kunst¬
handwerkes , das in dem wirtschaftlichen Neuaufbau eine be.
deutsame Rolle spielen wird. Eine von Professor Ed . Pfeiffer
und den Pöfsenbacher Werkstätten mit künstlerischem Feinge¬
fühl gestaltetes vornehmes Wohnhaus in München, bürger¬
liche Wohn- , Herren -, Schlafzimmer usw. der Deutschen Werk¬
stätten werden da anschaulich vorgefübrt , zur genußreichen Un¬
terweisung aller , die an den Fortschritten unserer neuzeitlichen
Wohnungskultur teilnehmen wollen . D -

verein» i» Karlsruhe folgend« Mitteilung : ES besteht der sG
fortiger Anmeldung Gelegenheit, eine beschränkte Anzahl von
leicht tuberkulösen Kindern zu einem Tagessatz von vier Mark
in einer Kinderheilstätte in Davos unterzubringen .

oc . Heidelberg, 35. Juli . Dr . Hermann Poppen hat die Be¬
rufung zum akademischen Musikdirektor der hiesigen Univer.
sität und zum Leiter des Bachvereins angenommen. Er wird
seine Lehrtätigkeit an der Techn . Hochschule in Karlsruhe ,
wo er über theoextische Musiklehre liest , bcibehalten.

oc. TauberbischofSheim, 34 . Juli . Zu der gemeldeten Amts,
entsetzung des Direktors Hopf erklärt dieser in der Presse, daß
er niemals Vorsitzender de- Kommunalverbandes Taubor .
btschofSheim gewesen sei und daß die Behauptung , er habe
sich große Unregelmäßigkeiten zu Schulden komme» lassen in
jeder Weise der Wahrheit widerspreche , da Unregelmäßigkeiten
weder vorgekommen noch nachgewiesen sind . Eine Revision
in den Betrieben der LaqerhcmSzesellschaft werde die nötige
Aufklärung schaffen.

Nus der Landesbauptttadt .
RefervemUizbataillon . Von verschiedenen Seiten wurden

wir gefragt , wo die Meldungen zum ReservemiUz » . .urllon
(Einwohnerwehr ) zu erfolgen hatten . Wie aus der Anzeige ni
unserem heutigen Blatte ersichtlich, werden die Anmeldungen
im Geschäftszimmer . Moltkeftraße 2 und im Pförtnerznnmer
des Rathauses angenommen , doch genügt zur Anmeldung Post,
karte Gut den in der Anzeige angeführten Angaben.

Llaatsanzeiger.
Das Staatsministerium hat unter dem 18. Juli d. I . be¬

schlossen, die nachstehenden Beamten aus dein. Bereich der
Unterrichtsverwaltung auf ihr Ansuchen auf 1 . Oktober d- I -
in den Ruhestand zu versetzen :

den Geheimen Rat Or . Joseph HiiuHner , Direktor deS
Gymnasiums in Karlsruhe ,

die Geheimen Hofräte : Friedrich Emlein , Direktor deS
Friedrichsgymnasium in Freiburg und Wilhelm Stern , Direk «
tor des Gymnasiums in Lörrach,

den Sludienrat Heinrich Funck , Mrektor der Realschule in
Gernsbach ,

die Studienräte : Oskar Kirchgeßner und Or . Leonhard
Schanzenbach am Bertholdsgymnasium in Freiburg , Georg
Treiber am Realgymnasium l in Mannheim , Franz Schell-
Hammer am Gymnasium in Konstanz und Josef Kesrr an der
Oberrealschule in Freiburg ,

die Kreisschulräte : Johann Steiger in Villingen und Or .
Johann Zimmrrrnann in WoldsHut,

die Oberreallehrer : Theodor Hummel an der Höheren Mäd.
chenschule in Konstanz, Albrecht Gansloser an der Fichteschule
in Karlsruhe , Karl Fath an der Oberrealschule in Heidelberg,
Philipp Diehl an der Liselotteschule in Mannheim , JuliuS
Schleyer am Gymnasium in Qffenburg , Leopold Reinmuth an
der Elisabethschule in Mannheim , Johann Zimmermann an
der Realschule in Breisach, Eduard Tremmel an der Taub -
stummenanstalt in Heidelberg und

den Oberzcichenlehrer Karl Spitz an der Höheren Mädchen-
schule in Freiburg .

Das Staatsministerillm hat unter dem 19. Juli d . I . in
gleicher Eigenschaft versetzt : die Direktoren vr . Rudolf AsmuS
vom Gymnasium in Qffenburg an das Friedrichsgymnasium
in Freiburg , Anton Karle vom Gymnasium in Tauberbischofs
beim an das Gymnasium in Karlsruhe ,

zu Direktoren ernannt : am Gymnasium in Durlach den
Professor Or . August Marx vom Gymnasium in Karlsruhe ,
am Gymnasium in Wertheim den Professor Oc. August
Hausrath vom Gymnasium in Heidelberg, am Gymnasium in
Lörrach den Direktor des Realprogtzmnafiums Mosbach
Richard Hennesthal und am Gymnasium Tauberbischofsheim
den Professor Or . Josef Lrngle vom Friedrichsgymnasium in
Freiburg i . Br .

Das Staatsministerium hat unter dem 17. Juli d. I . be-
schlossen, in gleicher Eigenschaft zu versetzen :

den Direktor Karl Lang von der Oberrealschule in Offen«
bürg an die Oberrealschule in Pforzheim und den Direktor
Or . Karl Ott von der Humboldtschule in Karlsruhe an die
Goetheschule daselbst, .

zu ernennen : den Mrektor der Realschule in Karlsrhue Ro¬
bert Burger zum Direktor der Humboldtschule daselbst und
den Direktor der Höheren Mädchenschule in Offenburg Joseph
Weber zum Mrektor der Qberrealschule in Baden.

Das Staatsministerium hat unterm 7. Juli d. I . beschlossen,
auf 1 . Oktober d . I . den ordentlichen Professor deS Straf -
rechts, Strafprozesses und der Rechtsphilosophie an der Uni¬
versität Freiburg Geheimen Rat II . Klasse Or . Wolbemar
von Rohlanb seinem Ansuchen entsprechend in den Ruhestand
zu versetzen und ihn zum ordentlichen Honorarprofessor an dev
Universität Freiburg zu ernennen .

Das Staatsministerium hat unterm 10. Juli d . I . beschlos¬
sen, mit Wirkung vom 1 . Oktober d . I . den etatmäßigen außer¬
ordentlichen Professor für Dogmalik und tbeoiog . Propädeutik
Or . Engelbert Krebs zum ordentlichen Professor für Dog¬
matik, und

den Privatdozenten Or . Artur Allgeier zum ordentlichen
Professor für altteftamentliche Literatur »ud Ereaese an der
Universität Freiburg zu ernennen .

Das Staatsministerium hat unterm 8. Juli d . I . beschlossen,
den Kanzleirat Karl Mohr beim Landgericht Freiburg sowie

die Oberjustizsekretäre Emil Winterhaltcr beim Landgericht
Konstanz und Moritz Ballweg beim' Amtsgericht Meßttrch
ihrem Anträge entsprechend guf 1 . Oktober d. I . in den Ruhe-
stand zu versetzen .

Das Staatsministerium hat unterm 10. Juli d . I . den
Oberlandesgerichtsrat Karl May seinem Antrag en . forech- iid
auf Ende Dezember d. I . in den Ruhestand versetzt .

Das Ministerium des Innern hat unterm 25. Juni d . I . den
Verwaltungssekretär Philipp Beichert beim Bezirksamt Mann¬
heim zum Arhettsministerium versetzt.

Wik -Mal
(Einwohnerwehr )

- Anmeldungen zum Reservemilizbataillon (Einwohnerwehr̂
werden entgegengenommxnl . im GeschäftszimmerMoltkeftr . S»
Eingang Roggenbachftr-, 2 . im Pförtnerzimmer im Rathaus -
Hauptportal . 1 - Zimmer rechts . Im übrigen genügt zur An¬
meldung Postkarte mit Name. Waffengattung, Jahrgang und
genauer Adresse an das Reservemilizbataillon, Moltkeftraße 3.



Staatsanzetger .
Beka«ntmach» «g

Nr . k . L . 380/6- 19 . K R « .
Auf Grund der Verordnung des Bundesrats über

die wirtschaftliche Demobilmachung von 7. November
1918 (Reichs-Gesehbl. S . 1292 ) . auf Grund des Er -
lasse - des Rates der Bolksbeauftragten über die Er¬
richtung des Reichsamts für die wirtschaftliche
Demobilmachung von 12. Noveqrber 1918 (ReichS-
Gqsetzbl . S . 1394 ) und auf Grund de- Erlasse- der
RerchSregierung betreffend Auflösung de- Reich - Mini¬
sterium - für wirtschaftliche Demobilmachung vom
26. April 1919 (Reichs-Gesetzbl . S . 438 ) wird folgen¬des angeordnet :

Artikel I.
Die Bekanntmachung der KriegS-Rohstoffabteilung

Nr . ? . R . 160/2. 19. K . R . A.. betreffend Höchstpreise
für Weiden. Weidenstöcke . Weidenspitzen, Weiden¬
strauch, Weidenabfall und Kopfweiden vom 8. Fe¬
bruar 1919 tritt außer Kraft .

Artikel H .
Diese Bekanntmachung tritt am IS. Juli 1919 in

Kraft . , R.404
Berlin , den IS. Juli 1919.

Der ReichSwrhrminister.
Im Aufträge : Hedler .

LtädiiLckeL Kvnrertkaus.
Lomitsg, lleu 27 . full 1919

i^iebe imäcknee.
Xukaiig 7 Obr.

..LL Wblllh -kl W-lllWllst
von K. Schlipf, 21. neubearb . Auflage. 697 Seiten
mit 860 Abbild. M. 13,38 . Der Landwirtschastslehr -
ling 9,10. Landwirtsch. Ratgeber f. Frauen 4.—. Der
Haustierarzt 4,40. Landwirtsch. Tierheilkunde 24,20.Der Veterinärgehilfe 4 .— . Der Fleischbeschauer 3,76 .' r Trichinenschauer 8 .—. Tierzuchtlehre 7 .—. Rind -
1 hzucht 30,25 . Fütterungslehre 4M . Ernährungdes Rinde- 2,—. Pferdefütterung 1,6S. Pferdekolik4 .—. Schweinezucht 1,60. Schweinefütterung 2,65.
Schafzucht 8, Düngerlehre 4,75 . Eintrag !. Gemüse¬bau 9,70. Eintrag !. Feldgemüsebau 4,66 . Pilzbuchv .— Gartenbuch 5,75 oder 22,—. Gartenkunst 8,50 .
Kaninchenzucht 3,60. Ziegenzucht 3,60 . Geflügelzucht6 —. Hühnerzucht 2,20 . Entenzucht 2.20. GänsezuchtL 'V Bienenzucht 5,—. 6000 Rezepte zu Handels¬artikeln 15,— . Richtig Deutsch 5,75 . Rechtsformu¬
larbuch 5,76. Rechtschreibung (Duden ) 7,16. Aufsatz-
Ichule 5,75 . Fremdwörterbuch 5,75 . Englisch 5,75 .
französisch 6,75 . Spanisch 6,75 . Polnisch . 5,75 . Buch¬
führung 5,75 . Bankwesen 5,75. Geschäfts- und Pri -
Hatbriefsteller 5,75. Schönschreibschule 4.—. Zeichen-
Lchulv 2,—. Guter Ton und feine Sitte 6,75. Mod.
Lanzlehrbuch 3M . Die Gabe der gewandten Unter¬
haltung 3,20. Gegen Nachnahme L . Schwarz L C».,stierlin , L8 14s, Annenstr . 24 . G .S38

Vor kurzem erschien :

Körperzucht
in der neudeutschen Schul¬

erziehung durch Turnen ,
Spiel und Sport

Bon

0p. A. Sickillger
Stadtschulrat in Mannheim

Preis ^ 1 .20

„Nicht wurzeln wo wir stehn, nein weiterschrei ,
tenl" Dieses der vorliegenden Schrift vorangestellteMotto kennzeichnet in schlagender Kürze den Geist,der die Darlegungen und Forderungen hes be¬
kannten Mannheimer Schulmannes durchweht.ES ist der Geist des Fortschritts und zwardes gesunden Fortschritts , insofern die körper-
liche Ertüchtigung der Jugend nicht wie es zumeist
geschieht als eine Sache für sich, sondern in eng.
stem Zusammenhänge mit den Aufgaben der Ge¬
samterziehung unter steter Berücksichtigung
de- historisch gewordenen erörtert wird. Diese Art
der Behandlung sowie der damit eng verknüpfte
Umstand, daß von einem durch reiche praktische
Erfahrungen gefestigten Standpunkt auS zu ver¬
schiedenen Teilproblemen der neudeutschen Schul¬
reformbewegung klare Stellung genommen wird ,rechtfertigen es in vollem Maße , daß dieLchrift weit
über die engeren Fachkreise hinaus von Erzie¬
hern , Eltern , Aerzten , VerwaltungS -
beamten . Mitgliedernder kommunalen Kör -
Perschafte n und allen, die mit Herz und Hand
unserem niedergetretenen Volke wieder aufhelfenwollen, nicht bloß gelesen , sondern zur Richtschnur
ihres Eintretens für eine rationellere Gestaltungder Erziehung unseres Nachwuchses genommen wird.

Verlag der G. .Braunschen
Hofbuchdruckerei in Karlsruhe .

MMM » Mül« vlkk
»Ul k«k«»»WI
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« //e/d lVes -Hra/ »/ «/ »« unck

KvFS « snßsorcinst . vis
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Lüääsulsotis viseonto - Qesellsetiatt
Vereinsdank .

MllhMWUWlWS- WIIsW ill MMheim .
Gegründet 1886 . — Grundkapital : 5 Millionen Mark.

Btla «» für das am 31- Dezember 191» abgelaufene 32. Geschäftsjahr
S

3 750 000
2138683 98
3 362000
686219k 75

8206 85
235 80

2619417 41 -
4 954077 14 7 573 494 55

27 729 60

1448 953 20
237 430 39 1686383 59

19602 62
5000 —

25 433 535 74

5000000
650000 —

1043 832 05
678 410 78

99 368 71 "1821611 54*
5 043213 77

8351594 86
1200000
2350922 18

3000 —

356524 67
2375 — .

18926 89
60000

190821 04
62 500 — 6S1147 60

322 045 79
2S 433 535 74

Serreralv «» s «» Ml » « «

322 045 79
sS2 045 79

187 500

—

4S51S —
85 038 79

SS2 045 79

Aktiva.
I . Einzahlungsverpflichtung der Aktionäre - - -

H . Grundbesitz abzüglich Abschreibung .
III - Hypotheken .
IV - Wertpapiere .
V. Darlehen auf Policen mit Prämienrückgewähr -

VI . Wechsel .
VII . Guthaben :

1 . bei Bankhäusern .
2. bei and . Verficherungsunternehmung . u - div.

VIII . Rückständige Zinsen .
IX - Ausstände bei Generalagenten bezw - Agenten :

1 . aus dem Geschäftsjahre .
2. aus früheren Jahren (feindl- Ausland ) . . .

X . Barer Kassenbestand .
XI . Inventar und Drucksachen .

Gesamtbetrag
Passiva.

I . Aktienkapital . - - - -
II . Reservefonds .

III . Prämienreserven : .
1 . Deckungskapital für laufende Renten - . . .
2 . Prämienrückgewährreserven .
3 . Sonstige rechnungsmäßige Reserven . . .

IV . Prämienüberträge .
V . Reserven für schweb. Verficherungsfälle (Scha¬

denreserve) .
VI . Sonstige Reserven, und zwar Spezialreserve

VII . Guthaben anderer Versicherungsunternehmungen
VIII . Barkautionen . .

IX - Sonstige Passiva und zwar :
1 . Rückstellungbehufs Schaffung eines Beamten -

Witwen- und Waisen -UnterstützungSfoudS
2. Unerhobene Dividende .
3 . Im voraus eingenommene Zinsen - - .
4. Roch per 1918 abzuführende Reichsstempel
5. Organisationskosten -FondS .
6. Konto pro Dubiosa . -
7 . Guthaben der Generalagenten bezw . Agenten
8. Rückstellg . f- Kriegsgew.-Steuer (R .G24 .12 .1S)

X - Gewinn . -
Gesamtbetrag

vom »0 . Juni 191».

Überschuß

An den Reservefonds (derselbe hat die gesetzt und
statutarische Höhe überschritten) .
Dividende M . 37LO pro Aktie -- 3 ' /. ' /, de» « aran -
tiekapitals bezw- 16 °/, der auf solches mit 26' /, er-
folgten Bareinzahlung . « ' -
Statutarische und vertrag !. Tantiemen .
Vortrag auf neue Rechnung .

Der Aufsschisrat r
geh L. Eßweiu, Kommerzienrat ,

Vorsitzender-

Der Vorstandr
gez . Oscar Steruberg, Kommerzienrat ,

General -Direktor-

l
Ich kaufe zu angemeff. Preisen :
Altertümlich« Möbel jed Art.
Porzellane» tnsbesond . figürliche

wenn auch defekt ,
mälde, Kupferstiche, Miniaturbildchen auf Elfenbein
Porzellan . Goldschmuck ält - od . neu. Art, auch Bruchgold.
i»1Lq « 1tLtvir1rair «iI ^ rrA ^ rirolcl k ^lsvlrl
»iserstr. 13», neben Moninger , Fernste. 3166

Zwecks

ttnffsk der früher . Ober-
Ilvssrs schlesisch . Spreng,
floss A -G . such« ich mög¬
lichst gediente Pioniere »
die ich als Sprengmeister
ausbilden will G 273 .3 .1

Off . an R . Andree, Inh .
W. Demant, Smlsruhe.

porrellsskirsrmt . leller , Röbel . Obres .ÜUtrer, 8ticlcereieo . kilckvr, köcdor , sack gsoroöldliotbelcvs , »mAt kortvLbreiicl ru IcLukev
Antiquar Ssssv , Kru8Si -8li -. 233 .

Der Dervand der badischen
Hansbesttzer - Vereine

läßt am 26 . und 27. ,d. Mts . hier in Karlsruhe den
Verbandstag stattfinden. Im Mittelpunkt der Ver¬
handlungen steht am Sonntag , den 27. Juli , vormit¬
tags 10 Uhr, im großen Saal des Rathauses ein
Bortrag über die Sozialisierung de» Wohnungs¬
wesens. Als Berichterstatter sind der Präsident des
deutschen Schutzverbandes für Grundbesitz, Herr van
der Borght in Berlin und als Mitberichterstatter Herr
Landtagsabgeordnetsr Helffrich in Mannheim gewon¬nen worden. Die Berichterstatter werden sich mit
einer eingehenden Kritik des bekannten Heimstätten -
Gesetzentwurfs von Dr . Kampffmeher beschäftigen.
Hiernach darf ein starker Besuch der Berbandstagung
seitens der Mitglieder des Karlsruher Hausbesitzer¬
vereins erwartet werden . Diese Veranstaltung be¬
deutet für alle dem Verein noch nicht angeschloffenen
Hausbesitzer erneut eine dringende Mahnung zum
Zusammenschluß. Anmeldungen zur Aufnahme in
den Verein unter gleichzeitiger Entrichtung deS
Jahresbeitrages nimmt die Geschäftsstelle des Ber-
eins , Herrenstr . 48, entgegen.
UM- u. HausbeMvemli «Muhe e. V.
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in Möbel » , Schmuck»Silber » Zinn usw kauft
zu hohen Preisen

A«. U. VerkaufSgeschäft
bssulc » » » ,

Lammstr . 6ion Hof. Tel -3546
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1 sitzig, 6/18 ? 8 ., mit Ver¬
deck und Bereifung , einschl.
Ersatzreifen. Marke Neckar-
sulmer-Vollständig betriebs¬
fähig und fahrbereit . Tor¬
pedoform, um den billigen
Preis von Mk . 12000 zu
verkaufen. Offerten unter
G . 755 an die Exp d Ztg.

» Wl . VUSpflW
i . kkeitipe SerichtrbRkfjt .

Lffeirtliche Zustellung.
N .391 .2 .2 Heidelberg . Die

Eheftau des Kaufmanns
Josef Sipper , Miua SiPPer
inHeidelberg,vertreten durch
Kaufmann Adam Horsch
daselbst , klagt als Rechts¬
nachfolgerin ihres Eheman¬
nes gegen den Schneider
Albert Ebbing , zuletzt in
Karlsruhe , jetzt an unbe¬
kannten Orten , unter dem
Vorbringen, daß die Zustän¬
digkeit des Amtsgerichts
Heidelberg vereinbart sei,
aus dem Möbellieferungs -
vertrag vom 15. April 1914,
aus dem noch 130 Mk - ge¬
schuldet würden , mit dem
Anträge auf Verurteilung
des Beklagten durch vor-
läufig vollstreckbares Urteil
zur Herausgabe folgender
unter Eigentumsvorbehalt
gelieferten Möbel: 2 Bett¬
laden, 2 Patentmatratzen ,
2 Schonerdecken , 2 dreiteil.
Wollmatratzen, 1 Kopfkeil ,
mit der Berechtigung, durch
Zahlung von 130 Mk ., die
Vollstreckung abzuwenden.
Zur mündlichen Verhand¬
lung des Rechtsstreits wird
der Beklagte vor das Bad .
Amtsgericht in Heidelberg,
Zimmer Nr . 2, auf Diens¬
tag , den 7. Oktober 1919 , vor¬
mittag 9 Uhr, geladen.
Heidelberg, 23 . Juli 1919 .

Der Gerichtsschreiber
des Bad . Amtsgerichts 4.

N .367 . Heidelberg. In
dem Konkursverfahren über
das Vermögen des Kaui -
masins Joses Sipper in Hei¬
delberg ist zur Abnahme der
Schlußrechnung des Ver¬
walters , zur Erhebung von

Einwendungen gegen das
Schlußverzeichnis, zur Be¬
schlußfassungder Gläubiger
über die nicht verwertbaren
Vermögensstücke und zur
Anhörung der Gläubiger
über die den Mitgliedern deS
Gläubigerausschusses zu ge-
währende Vergütung der
Schlußtermin vordemAmtS-
gerichte hier, Zimmer Nr . 2,
bestimmt auf : Mittwoch , den
2V. August 1919 , vormittags
1V Uhr.
Heidelberg, 22. Juli 1919.

Der Gerichtsschrciber
deS Bad. Amtsgericht- 4.

N .403 . Heidelberg. In
dem Konkursverfahren
über daS Vermögen de»
Mövelhäadlers Josefs Mp »

per in Heidelberg
'

soll
Schlußverteilung erfolgen.
Nachdem auf der GerichtS -
schreiberei des Bad . Amts¬
gerichts 4 Heidelberg nie¬
dergelegten Verzeichnis
sind zu berücksichtigen : 1.
Bevorrechtigte Forderun¬
gen 254 .16 M . 2. Nichtbe .
Vorrecht:gte Forderungen
81533 .35 M . Zur Vertoi-
lung sind verfügbar 6580
M . 38 Pf .
Heidelberg, 23 . Juli 1919.

Der Konkursverwalter :
Waisenrat Wellbrock .

N.405 . Schönau i. W.
Die in Wildböllen, Ge¬
meinde Schönenberg , ge¬
borene, in Oberböllen
wohnhaft gewesene Land -
Wirt Adolf Lais Witwe,
Wikhelmine grb . Pfefferte
ist am 9. Mm 1914 im
Krankenhaus in -schönau
i . W. im Alter von 68
Jahren gestorben.

Die gesetzlichen Erben
konnten bis jetzt nicht aus .
findig gemacht werden.

Diejenigen - Personen ,
welche ein Erbrecht am
Nachlasse der Erblasserin
zu haben glauben , werden
aufgefordert dasselbe bis
30. September 1919 unter
Darleguna der Verwandt -
schaftsverhältnisse dahier
an -ri melden.
Schtmau i . W.,

den 23 . Juli 1919 .
Notariat

als Nachlaßgericht.

Zur Herstellung einer
Holzverladerampe im
Bahnhof Lahr Stadt find
die Beton- chczw. Eisen -
hetonarbritcn , sowie die

,Chaussierungsarbeiten
nach Finanzministerialver .
ordnung vom 3. Januar
1907 zu vergeben. Verdin¬
gungsunterlagen während
der Dienststunden hier und
bei Bahnmeisterei Lahr -
Dinglingen einzusehen ; da¬
selbst auch Abgabe der An¬
gebotsvordrucke. Angebote
verschlossen , postfrei und
mit der nötigen Aufschrift
versehen bis längsten-
Montag , den 4. August d.

I , vormittags 10 Nhr»
hier einzureichen, zu wel¬
cher Zeit die Öffnung dhr
Angebote erfolgt . Zu.
schlagsfrist 14 Tage.
Offenburg , 18. Juli 1919.

Bahnbaulluspektio«.
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